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3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 10.
MÃ¤rz 2004 aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen. Der KlÃ¤ger trÃ¤gt die Kosten
des Klage- und des Berufungsverfahrens. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der KlÃ¤ger im Rahmen der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung ambulante Herzschrittmacherimplantationen
durchfÃ¼hren und abrechnen darf.

Der 1958 geborene KlÃ¤ger ist seit Dezember 1985 als Arzt approbiert und seit dem
27. August 1997 Arzt fÃ¼r innere Medizin. Er ist als Arzt fÃ¼r innere Medizin zur
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassen und in einer Gemeinschaftspraxis mit
zwei Ã�rzten fÃ¼r Innere Medizin/Kardiologie tÃ¤tig.

Im Dezember 1999 gab er in dem Formblatt "ErklÃ¤rung zur DurchfÃ¼hrung
ambulanter Operationen/AnÃ¤sthesien gem. der Vereinbarung von
QualitÃ¤tssicherungsmaÃ�nahmen beim ambulanten Operieren" an, in den
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RÃ¤umen der Gemeinschaftspraxis ambulante Herzschrittmacher/
Defibrillatorimplantationen durchfÃ¼hren zu wollen. Er fÃ¼gte Zeugnisse des
Bundeswehrkrankenhauses K , Flottenarzt Dr. C , aus Januar 1993 und des Dr. S aus
Februar 1997 bei. Daraus ergibt sich zusammengefasst, dass der KlÃ¤ger von
Januar 1991 bis Januar 1993 in der inneren Abteilung des
Bundeswehrkrankenhauses K tÃ¤tig war und dabei auch kardiologische
Untersuchungen (Befundung und Dokumentation von 850 Ergometrien, 221
Langzeit-EKGs, weit Ã¼ber 1.800 Ruhe-EKGs, 300 Herzschrittmacherkontrollen und
mehr als 30 Defibrillator-Nachsorgeuntersuchungen) durchgefÃ¼hrt hat. Von
Oktober bis Dezember 1992 und von Juli bis September 1993 sei vorwiegend die
kardiologische Ausbildung unter Leitung des Dr. S erfolgt, dem eine
WeiterbildungsermÃ¤chtigung der Ã�rztekammer Schleswig-Holstein fÃ¼r das
Bundeswehrkrankenhaus K vorgelegen habe. Im Rahmen dieser Ausbildung habe
der KlÃ¤ger auch die ganze Palette der invasiven Leistungen durchgefÃ¼hrt, d. h.
elektrophysiologische Herzkatheteruntersuchungen, Schrittmacherimplantationen
und Defibrillatorimplantationen. Insgesamt habe er unter Leitung von Dr. S mehr als
100 Implantationen von Ein- und Zweikammerherzschrittmachersystemen sowie 10
Implantationen von automatischen Defibrillatoren, Letzteres teilweise in
Zusammenarbeit mit den Sa Kliniken, durchgefÃ¼hrt.

Mit Bescheid vom 13. September 2000 lehnte die Beklagte den Antrag ab. Nach Â§
3 der Vereinbarung von QualitÃ¤tssicherungsmaÃ�nahmen beim ambulanten
Operieren seien ambulante Operationen nach Facharztstandard zu erbringen. Da
die DurchfÃ¼hrung von Herzschrittmacherimplantationen nicht obligater
Bestandteil der Weiterbildung eines Arztes fÃ¼r innere Medizin sei, sei zu prÃ¼fen
gewesen, ob die erforderliche Fachkunde durch das von Herrn Dr. S ausgestellte
Zeugnis habe nachgewiesen werden kÃ¶nnen. Nach sehr eingehender Beratung sei
die Kardiologie-Kommission jedoch zu der Auffassung gelangt, dass die in Â§ 3 Abs.
1 der Vereinbarung von QualitÃ¤tssicherungsmaÃ�nahmen beim ambulanten
Operieren beschriebenen Voraussetzungen nur von einem Arzt fÃ¼r innere Medizin
erfÃ¼llt wÃ¼rden, der die Berechtigung zum FÃ¼hren der Zusatzbezeichnung
"Kardiologie" erworben habe. Der von dem KlÃ¤ger beigebrachte
Fachkundenachweis reiche nicht aus. Ihr sei die Entscheidung insbesondere vor
dem Hintergrund der zum Teil auch kardiologischen Ausbildung des KlÃ¤gers nicht
leicht gefallen. Auf Grund der eindeutigen Anforderungen in der hier in Rede
stehenden Vereinbarung sehe sie jedoch keine MÃ¶glichkeit, anders zu
entscheiden.

Zur BegrÃ¼ndung seines hiergegen gerichteten Widerspruchs trug der KlÃ¤ger im
Wesentlichen vor: In der Weiterbildungsordnung (WBO) der Ã�rztekammer
Schleswig-Holstein vom 13. MÃ¤rz 1985 mit letzter Ã�nderung vom 17. MÃ¤rz 1993
lasse sich in den AusfÃ¼hrungsbestimmungen in keinem Fachgebiet die
Schrittmacherimplantation als obligater Inhalt der Weiterbildung finden. So
wÃ¼rden im Rahmen der Weiterbildung zum Arzt fÃ¼r innere Medizin zum einen
unter 1.2.2 eingehende Kenntnisse und Erfahrungen fÃ¼r
Schrittmacherkontrolluntersuchungen gefordert; weiterhin sei unter den zu
erwerbenden eingehenden Kenntnissen und Erfahrungen unter 1.3.5 die
"Schrittmacherbehandlung" aufgefÃ¼hrt. Im Teilgebiet Kardiologie wÃ¼rden unter
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1.2.4 "Behandlung mit Schrittmachersystemen", unter 1.2.5 "Theorie und Praxis der
Schrittmachertherapie" aufgefÃ¼hrt, weiterhin "Applikation von
Schrittmachersonden" sowie "SchrittmacherÃ¼berwachung". Die reine Applikation
der Schrittmachersonden sei jedoch eindeutig nicht mit einer kompletten
Schrittmacherimplantation gleichzusetzen. Zu dieser gehÃ¶rten auch das Freilegen
des entsprechenden BlutgefÃ¤Ã�es, die Bildung einer Schrittmachertasche und die
subcutane bzw. subfasciale, in EinzelfÃ¤llen auch submuskulÃ¤re Implantation des
Schrittmacheraggregates selbst. Dass dies durchaus zu trennende MaÃ�nahmen
seien, lasse sich an der insbesondere an vielen Kliniken geÃ¼bten Praxis eines
Kombinationseingriffes mit der Platzierung der Schrittmachersonden durch
internistische Kollegen und der Implantation des Aggregates selbst durch
chirurgische Kollegen belegen. Interessanterweise sei die
Schrittmacherimplantation auch nicht Inhalt der chirurgischen Weiterbildung. So
werde weder im Bereich der allgemeinen Chirurgie noch im Bereich der GefÃ¤Ã�-
oder Thorax- und Vascularchirurgie im Inhalt bzw. Operationskatalog die
Herzschrittmacherimplantation aufgefÃ¼hrt. Lediglich im Teilgebiet Thorax- und
Cardiovaskularchirurgie gehÃ¶re die Implantation epi- und myocardialer
Schrittmacher, also ein Eingriff am freigelegten Herzen, zu den im OP-Katalog
hinsichtlich Schrittmacher aufgefÃ¼hrten Eingriffen. Dieser Eingriff habe aber mit
den hier in Rede stehenden Herzschrittmacheroperationen mit transvenÃ¶sem
endocardialem Zugang nichts gemeinsam. Vielmehr diene die Platzierung epi- und
myocardialer Elektroden in der Regel zur Ã�berbrÃ¼ckung einer postoperativen
Situation nach Eingriff mit Herz-Lungenmaschine bis zur Stabilisierung des
Patienten mit dann folgender Entfernung der durch die Haut herausgeleiteten und
ggf. mit einem temporÃ¤ren Schrittmachersystem verbundenen Elektroden. Es sei
Ã¼bliche Praxis in den groÃ�en Kliniken (z.B. StÃ¤dtisches Krankenhaus K mit
hoher Implantationszahl pro Jahr), dass Herzschrittmachersysteme von Internisten
ohne Teilgebietsbezeichnung implantiert wÃ¼rden, bzw. die Implantationen, wie
bereits geschildert, von Internisten und Chirurgen gemeinsam durchgefÃ¼hrt
wÃ¼rden.

Die Beklagte wies den Widerspruch durch Widerspruchsbescheid vom 27. Februar
2002 zurÃ¼ck. Nach RÃ¼cksprache mit der Ã�rztekammer Schleswig-Holstein habe
der KlÃ¤ger seine Facharztanerkennung "Innere Medizin" am 27. August 1997
erhalten und zwar nach der "neuen" WBO vom 16. Oktober 1996. Danach seien
Herzschrittmacherimplantationen lediglich dem Kardiologen zuzuordnen. Nicht
obligater Bestandteil der Weiterbildung sei die DurchfÃ¼hrung von
Herzschrittmacherimplantationen dagegen fÃ¼r einen Arzt fÃ¼r innere Medizin.
GemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 3 der Vereinbarung von QualitÃ¤tssicherungsmaÃ�nahmen
beim ambulanten Operieren sei klar definiert, dass, wenn fÃ¼r bestimmte
Operationen Ã¼ber das Recht zum FÃ¼hren einer Facharztbezeichnung hinaus der
Erwerb einer Schwerpunktbezeichnung Voraussetzung sei, solche operativen
Leistungen nur dann erbracht werden kÃ¶nnten, wenn der erfolgreiche Abschluss
dieser zusÃ¤tzlichen Weiterbildung durch entsprechende Zeugnisse und/oder
Bescheinigungen gem. Â§ 2 Abs. 2 und 3 der genannten Vereinbarung
nachgewiesen worden sei. Von dem KlÃ¤ger sei zwar durch Zeugnisse die
DurchfÃ¼hrung von Herzschrittmacherimplantationen nachgewiesen worden,
jedoch nicht der â�� sowohl nach Auffassung der Kommission ambulantes
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Operieren als auch der Kardiologiekommission erforderliche â�� erfolgreiche
Abschluss der zusÃ¤tzlichen Weiterbildung "Kardiologie". Diesen habe der KlÃ¤ger
auch zwischenzeitlich nicht nachgewiesen.

Mit seiner hiergegen am 26. MÃ¤rz 2002 bei dem Sozialgericht Kiel erhobenen
Klage hat der KlÃ¤ger sein Widerspruchsvorbringen wiederholt und vertieft.
Insbesondere hat er weiterhin die Auffassung vertreten, da er mit der Weiterbildung
im Gebiet der inneren Medizin 1986 begonnen habe, gelte fÃ¼r ihn die WBO der
Ã�rztekammer Schleswig-Holstein vom 13. MÃ¤rz 1985. Dies ergebe sich aus der
Regelung in Â§ 22 Abs. 2 WBO vom 16. Oktober 1996. Zu der in Abschn. 10 Ziff.
1.3.5 WBO 1985 genannten "Schrittmacherbehandlung" als umfassender Begriff
gehÃ¶re auch die Implantation eines Schrittmachers. Die Kontrolle eines bereits
implantierten Schrittmachers sei nÃ¤mlich in Abschn. 10 Ziff. 1.2.2 WBO 1985
gesondert erfasst als "Schrittmacherkontrolluntersuchung". Die im Teilgebiet
Kardiologie unter Ziff. 1.2.4 erwÃ¤hnte Behandlung mit Schrittmachersystemen
habe demgegenÃ¼ber keine eigenstÃ¤ndige Bedeutung. Die Begriffe
"Schrittmacherbehandlung" und "Behandlung mit Schrittmachersystemen"
kÃ¶nnten nicht voneinander abgegrenzt werden. Dasselbe gelte fÃ¼r die im
Teilgebiet Kardiologie unter Ziff. 1.2.5 erwÃ¤hnte "Applikation von
Schrittmachersonden" sowie "SchrittmacherÃ¼berwachung". Auch dies sei nur ein
anderer Ausdruck fÃ¼r die (umfassend zu verstehende) Schrittmacherbehandlung.
Der Unterschied bestehe allein darin, dass im Teilgebiet Kardiologie in Ziff. 1.2.5
mindestens 50 Applikationen von Schrittmachersonden verlangt wÃ¼rden. Er habe
jedoch im Rahmen seiner Ausbildung mehr als 100 Implantationen von Ein- und
Zweikammerherzschrittmachersystemen sowie 10 Implantationen von
automatischen Defibrillatoren durchgefÃ¼hrt. Die im Laufe des Verfahrens
eingeholte Auskunft der KassenÃ¤rztlichen Bundesvereinigung aus Dezember 2003
trage zur KlÃ¤rung der streitigen Frage nichts bei. Es gehe nicht um die vom Gericht
gestellte Frage, ob Schrittmacherimplantationen fÃ¼r Kardiologen fachfremd seien,
sondern nur um die Frage, ob sie nach der alten WBO zum Inhalt der Weiterbildung
auf dem Gebiet der inneren Medizin gehÃ¶rten.

Der KlÃ¤ger hat beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 13. September 2000 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 27. Februar 2002 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen anzuerkennen, dass er die Voraussetzungen fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung
ambulanter Herzschrittmacherimplantationen nach der Vereinbarung von
QualitÃ¤tssicherungsmaÃ�nahmen (ambulantes Operieren) erfÃ¼lle.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat sich auf die angefochtenen Bescheide bezogen.

Das Sozialgericht hat zu der Frage, nach welcher WBO der KlÃ¤ger seine
Weiterbildung abgeschlossen habe sowie zu der Frage, ob es BeschlÃ¼sse
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darÃ¼ber gebe, dass Schrittmacherimplantationen zum Teilgebiet Kardiologie
gehÃ¶ren, eine Auskunft der Ã�rztekammer Schleswig-Holstein (Schreiben vom 23.
Dezember 2003) und zu der letztgenannten Frage zudem AuskÃ¼nfte der
KassenÃ¤rztlichen Bundesvereinigung (Schreiben vom 18. Dezember 2003) und der
BundesÃ¤rztekammer (Schreiben vom 3. Februar 2004) eingeholt. Letztere hat auf
die LandesÃ¤rztekammer Schleswig-Holstein verwiesen, die mitgeteilt hat, dass der
KlÃ¤ger nach den dort vorliegenden Unterlagen seine Weiterbildung zum Erwerb
der Gebietsbezeichnung Innere Medizin nach den Bestimmungen der WBO aus 1985
begonnen und auch abgeschlossen habe. Leider sei dies auf der ihm am 27. August
1997 erteilten Urkunde nicht vermerkt, entgegen der Regelung in Â§ 22 Abs. 2 WBO
1996. Sie hat zudem darauf hingewiesen, dass nach der WBO 1985 zum Teilgebiet
der Kardiologie die Theorie und Praxis der Schrittmachertherapie einschlieÃ�lich
selbststÃ¤ndiger Applikation von Schrittmachersonden (mindestens 50) sowie die
SchrittmacherÃ¼berwachung zÃ¤hlten und nach den AusfÃ¼hrungsbestimmungen
zur WBO aus 1996 die selbststÃ¤ndige DurchfÃ¼hrung der Applikation von
Schrittmachersystemen einschlieÃ�lich deren Programmierung und Kontrolle bei 75
Patienten. Die KassenÃ¤rztliche Bundesvereinigung hat ebenfalls auf die
letztgenannte Regelung verwiesen, so dass aus ihrer Sicht kein Problem bestehe,
die Implantation von Schrittmachern fÃ¼r Kardiologen nicht als fachfremd
anzusehen. Verbindlich fÃ¼r die Beurteilung der Fachfremdheit bestimmter
Leistungen sei allerdings ausschlieÃ�lich die Stellungnahme der zustÃ¤ndigen
LandesÃ¤rztekammer.

Durch Urteil vom 10. MÃ¤rz 2004 hat das Sozialgericht die angefochtenen
Bescheide aufgehoben und die Beklagte verurteilt anzuerkennen, dass der KlÃ¤ger
die Voraussetzungen fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung ambulanter
Herzschrittmacherimplantationen nach der Vereinbarung von
QualitÃ¤tssicherungsmaÃ�nahmen (ambulante Operationen) erfÃ¼lle. In den
EntscheidungsgrÃ¼nden ist im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Die Kammer sei nicht zu
dem Ergebnis gekommen, dass fÃ¼r Herzschrittmacherimplantationen gemÃ¤Ã� Â§
3 der Vereinbarung ambulantes Operieren eine Schwerpunktbezeichnung generell
erforderlich sei. Zwar erstaune es vordergrÃ¼ndig, dass
Herzschrittmacherimplantationen auch durch Ã�rzte fÃ¼r innere Medizin
durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen sollten; die fÃ¼r die Entscheidung maÃ�gebliche
WBO von 1985 sowie die AusfÃ¼hrungsbestimmungen hierzu ergÃ¤ben aber nicht
explizit, dass Herzschrittmacherimplantationen zur Weiterbildung in der Kardiologie
gehÃ¶rten. So sei in dem Abschnitt 10 unter 1.3.5 die "Therapie vital bedrohender
ZustÃ¤nde, die Aufrechterhaltung und Wiederherstellung bedrohter Vitalfunktionen
mit den Methoden der Notfall- und Intensivmedizin. Hierzu gehÃ¶ren auch
Inkubation [gemeint: Intubation] und Beatmung, Schockbehandlung, Schaffung
zentraler ZugÃ¤nge, Defibrillation und Schrittmacherbehandlung" aufgefÃ¼hrt.
"Schrittmacherbehandlung" in diesem Sinne kÃ¶nne keine Kontrolle der
Schrittmacher bedeuten, da dies in 1.2.2 niedergelegt sei. DemgegenÃ¼ber finde
sich fÃ¼r das Teilgebiet Kardiologie in Abschn. 10.4. unter 1.2.5 die "Theorie und
Praxis der Schrittmachertherapie einschlieÃ�lich selbststÃ¤ndiger Applikationen von
Schrittmachersonden sowie SchrittmacherÃ¼berwachung", ohne dass der Kammer
erfindlich sei, worin der Unterschied zwischen "Therapie" und "Behandlung"
bestehen solle. Die Kammer schlieÃ�e daraus, dass nicht eindeutig normiert
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gewesen sei, dass die Herzschrittmacherimplantation ausschlieÃ�lich zum
Weiterbildungsgebiet der Kardiologie gehÃ¶re. Auch wenn vieles dafÃ¼r spreche,
dass dies so nicht gemeint gewesen, sondern dass es die Intention der Normgeber
gewesen sei, dass Herzschrittmacher ausschlieÃ�lich durch Kardiologen implantiert
werden sollten, sei dies aus der WBO nicht eindeutig herauszulesen. Entsprechende
Anfragen bei der Bundes- und der LandesÃ¤rztekammer hÃ¤tten kein
weiterfÃ¼hrendes Ergebnis erbracht.

Gegen das ihr am 30. MÃ¤rz 2004 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 27. April
2004 Berufung eingelegt, zu deren BegrÃ¼ndung sie im Wesentlichen vortrÃ¤gt:
Sowohl in den AusfÃ¼hrungsbestimmungen der WBO 1985 als auch derjenigen
1996 seien die "Theorie und Praxis der Schrittmachertherapie einschlieÃ�lich
selbststÃ¤ndiger Applikation von Schrittmachersonden (mindestens 50) sowie
SchrittmacherÃ¼berwachung" (WBO 1985) und "selbststÃ¤ndige DurchfÃ¼hrung
der Applikation von Schrittmachersystemen einschlieÃ�lich deren Programmierung
und Kontrolle von 75 Patienten" (WBO 1996) eindeutig dem Schwerpunkt bzw. dem
Teilgebiet Kardiologie zugeordnet. Ganz offensichtlich habe das Gericht die Begriffe
"Schrittmachertherapie, Schrittmacherbehandlung, Schrittmachersonden,
SchrittmacherÃ¼berwachung" und "Schrittmacherimplantation" unsauber definiert.
Soweit es sich auf Abschn. 10 Ziff. 1.3.5 der AusfÃ¼hrungsbestimmungen zur WBO
1985 bezogen habe, handele es sich bei den hier beschriebenen Behandlungen
gerade nicht um die Implantation von Herzschrittmachersystemen, sondern
vielmehr um eine an die Intensivstation gebundene Behandlung lebensbedrohlicher
ZustÃ¤nde, gebunden an eine transvenÃ¶s applizierte Stimulationssonde, die
auÃ�erhalb des Patienten mit einem nicht transplantierten Schrittmachersystem
verbunden werde. Der vom Gericht zu beurteilende Fall beziehe sich jedoch auf die
Implantation von Herzschrittmachersystemen, die lediglich Bestandteil der
Weiterbildung speziell fÃ¼r den Kardiologen sei. In den maÃ�geblichen
AusfÃ¼hrungsbestimmungen vom 7. Januar 1979 zum Teilgebiet der Kardiologie sei
unter 1.2.2 zwar ebenfalls die zuvor aufgefÃ¼hrte Notfallbehandlung beschrieben,
zusÃ¤tzlich allerdings unter 1.2.3 die selbststÃ¤ndige Applikation von
Schrittmachersonden (mindestens 50) gefordert. Hierbei handele es sich um die
nicht notfallmÃ¤Ã�ige Einbringung von Schrittmachersonden.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 10. MÃ¤rz 2004 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend und schlieÃ�t sich der
Argumentation des Sozialgerichts an. Die von der Beklagten vorgelegten
AusfÃ¼hrungsbestimmungen zum Inhalt der Weiterbildung aus 1979 seien nicht die
fÃ¼r diesen Rechtsstreit entscheidenden. Mit Beschlussfassung der
Kammerversammlung vom 9. November 1988 und des Vorstandes der
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Ã�rztekammer Schleswig-Holstein vom 23. November 1988 seien die
AusfÃ¼hrungsbestimmungen zum Inhalt der Weiterbildung der WBO der
Ã�rztekammer Schleswig-Holstein geÃ¤ndert worden. Die neuen Bestimmungen
hÃ¤tten ab dem Zeitpunkt ihrer Beschlussfassung gegolten; Ã�bergangsvorschriften
seien nicht vorgesehen gewesen. In der Sache ergebe sich aus den
AusfÃ¼hrungsbestimmungen 1988 stÃ¤rker als aus der Fassung von 1979, dass die
Behandlung von Herzinsuffizienzen in Form der Schrittmacherbehandlung einen
wesentlichen Teil des Gebiets der inneren Medizin ausmache. So sei in Abschn. 10
unter 1.2.2 gegenÃ¼ber den AusfÃ¼hrungsbestimmungen 1979 die
Schrittmacherkontrolluntersuchung aufgenommen worden. Die von der Beklagten
vorgenommene Differenzierung, nÃ¤mlich, dass unter der unter 1.3.5 genannten
"Schrittmacherbehandlung" lediglich der Anschluss an ein externes
Schrittmachersystem verstanden werde, finde im Wortlaut der
AusfÃ¼hrungsbestimmungen keinerlei StÃ¼tze. Vielmehr sei allgemein von einer
Schrittmacherbehandlung die Rede; ob diese extern oder intern erfolge und ggf.
eine Implantation des Herzschrittmachers erforderlich sei, sei demgegenÃ¼ber
nicht geregelt. Darauf komme es auch nicht an. Es bleibe vielmehr gleich, ob die
transvenÃ¶s applizierte Stimulationssonde auÃ�erhalb des Patienten mit einem
nicht transplantierten oder mit einem transplantierten Schrittmachersystem
verbunden werde. Denn die Implantation an sich sei ein rein chirurgischer Eingriff,
der nicht am Herzen stattfinde. Besondere Kenntnisse der Kardiologie seien fÃ¼r
die Implantation selbst nicht erforderlich. Insofern kÃ¶nne es keinen Unterschied
machen, ob die Schrittmacherbehandlung mit Hilfe eines externen oder eines
implantierten Schrittmachersystems erfolge. Im Ã�brigen gingen eventuelle
Unklarheiten von AusfÃ¼hrungsbestimmungen, bei denen es sich lediglich um
Verwaltungsanweisungen handele, zu Lasten der die Vorschrift erlassenden
Verwaltung.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakte und
den Verwaltungsvorgang der Beklagten Bezug genommen, die auch Gegenstand
der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte (Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â�� ) und auch im Ã�brigen
zulÃ¤ssige, insbesondere fristgerecht eingelegte (Â§ 151 Abs. 1 SGG) Berufung der
Beklagten ist begrÃ¼ndet. Das der Klage stattgebende Urteil des Sozialgerichts ist
aufzuheben, denn die Klage ist zwar zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet.

Das Begehren des KlÃ¤gers ist als Feststellungsbegehren auszulegen und statthaft.
Da keine Vorschrift ersichtlich ist, die explizit die Erteilung einer "Genehmigung" der
DurchfÃ¼hrung und Abrechnung von ambulanten Herzschrittmacherimplantationen
vorsieht, kommt eine auf die Erteilung einer solchen Genehmigung gerichtete
Verpflichtungsklage nicht in Betracht. Nach Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1 SGG kann mit der
Klage die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines
RechtsverhÃ¤ltnisses begehrt werden, wenn der KlÃ¤ger ein berechtigtes Interesse
an der baldigen Feststellung hat. Unter RechtsverhÃ¤ltnis versteht man die
Rechtsbeziehungen zwischen Personen oder Personen und GegenstÃ¤nden, die sich
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aus einem konkreten Sachverhalt auf Grund einer Norm (des Ã¶ffentlichen Rechts
nichtverfassungsrechtlicher Art) fÃ¼r das VerhÃ¤ltnis mehrerer Personen
untereinander oder einer Person zu einer Sache ergeben (vgl. Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 8. Aufl. 2005, Â§ 55 Rz. 4 mit Nachw. zur Rspr.).
Zwischen dem KlÃ¤ger und der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung besteht bezogen auf
die DurchfÃ¼hrung und Abrechnung von Herzschrittmacherimplantationen ein
RechtsverhÃ¤ltnis in dem genannten Sinne, da sich aus verschiedenen Vorschriften
ergibt, dass der KlÃ¤ger die genannte Leistung nur unter bestimmten weiteren
Voraussetzungen erbringen und abrechnen darf. So handelt es sich bei
Herzschrittmacherimplantationen um ambulante Operationen im Sinne des Â§ 115b
Abs. 1 SGB V in Verbindung mit Â§ 3 und der Anlage des Vertrages nach Â§ 115 b
Abs. 1 SGB V â�� Ambulantes Operieren und stationsersetzende Eingriffe im
Krankenhaus â�� (AmbOP-V in der zum Zeitpunkt der Entscheidung des Senats
gÃ¼ltigen Fassung ab 1. April 2005 (DÃ� 2005, S. A-1232) sowie Â§ 135 Abs. 2 SGB
V in Verbindung mit Â§ 4 der Vereinbarung von QualitÃ¤tssicherungsmaÃ�nahmen
bei ambulanten Operationen und bei sonstigen stationsersetzenden Leistungen
gemÃ¤Ã� Â§ 15 des Vertrages nach Â§ 115b Abs. 1 SGB V in der ab 1. Januar 2004
gÃ¼ltigen Fassung (QualSichV; DÃ� 2003, S. A-2398). GemÃ¤Ã� Â§ 115b Abs. 1
Satz 1 SGB V in der Fassung durch Gesetz vom 22. Dezember 1999 (BGBl. I S. 2626)
vereinbaren die SpitzenverbÃ¤nde der Krankenkassen gemeinsam, die Deutsche
Krankenhausgesellschaft oder die BundesverbÃ¤nde der KrankenhaustrÃ¤ger
gemeinsam und die KassenÃ¤rztlichen Bundesvereinigungen u.a. (Nr. 1 a.a.O.)
einen Katalog ambulant durchfÃ¼hrbarer Operationen und sonstiger
stationsersetzender Eingriffe. Nach Â§ 115b Abs. 1 Satz 3 SGB V sind in der
Vereinbarung u.a. die QualitÃ¤tsvoraussetzungen nach Â§ 135 Abs. 2 SGB V zu
berÃ¼cksichtigen. Nach dieser Vorschrift kÃ¶nnen die Partner der
BundesmantelvertrÃ¤ge einheitlich entsprechende Voraussetzungen fÃ¼r die
AusfÃ¼hrung und Abrechnung Ã¤rztlicher und zahnÃ¤rztlicher Leistungen
vereinbaren, welche wegen der Anforderungen an ihre AusfÃ¼hrung oder wegen
der Neuheit des Verfahrens besonderer Kenntnisse und Erfahrungen
(Fachkundenachweis) sowie einer besonderen Praxisausstattung oder weiterer
Anforderungen an die StrukturqualitÃ¤t bedÃ¼rfen. GemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 1 des
Vertrages "ambulantes Operieren" sind in der Anlage 1 zu dem Vertrag
abschlieÃ�end die Leistungen vereinbart, die ambulante Operationen oder
stationsersetzende Eingriffe im Sinne des Â§ 115b SGB V darstellen und unter dem
Begriff der "Eingriffe gemÃ¤Ã� Â§ 115b SGB V" subsumiert werden. In der Anlage
sind unter der GebÃ¼hrenordnungsnummer Nr. 2815 die "Schrittmacher-
Erstimplantation, einschlieÃ�lich Elektrodenplatzierung, oder Elektrodenwechsel bei
implantiertem Schrittmacher-Aggregat", unter Nr. 2816 "Wechsel des Schrittmacher-
Aggregates" und unter Nr. 2817 "Zuschlag zur Leistung nach Nr. 2815 fÃ¼r das
Einbringen einer zweiten Elektrode bei Zweikammerschrittmachern" genannt.
GemÃ¤Ã� Â§ 14 Satz 1 des Vertrages "ambulantes Operieren" werden Eingriffe
nach Â§ 115b SGB V nach dem jeweiligen Facharztstandard erbracht. Nach Satz 2
der Vorschrift sind die Eingriffe nur von FachÃ¤rzten, unter Assistenz von
FachÃ¤rzten oder unter deren unmittelbarer Aufsicht und Weisung mit der
MÃ¶glichkeit des unverzÃ¼glichen Eingreifens zu erbringen. NÃ¤heres zu der
fachlichen BefÃ¤higung ist in Â§ 4 QualSichV geregelt.
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Aus der Zusammenschau der genannten Vorschriften ergibt sich, dass es sich bei
der Implantation von Herzschrittmachern um einen Eingriff im Sinne des Â§ 115b
SGB V handelt, der nur durchgefÃ¼hrt und abgerechnet werden darf unter den im
Einzelnen nÃ¤her in Â§ 4 QualSichV in der ab 1. Januar 2004 gÃ¼ltigen Fassung (in
den hier entscheidenden Passagen im Wesentlichen regelungsidentisch mit Â§ 3 der
im bisherigen Verfahren zu Grunde gelegten QualSichV vom 13. Juni 1994 (DÃ�
1994, C-1384, mit spÃ¤teren Ã�nderungen in DÃ� 1995, C-2328 und DÃ� 1998,
C-2080) geregelten Voraussetzungen. Da der KlÃ¤ger in einer Gemeinschaftspraxis
mit zwei Kardiologen tÃ¤tig ist, in der, wie sich auch aus dem weiteren Verfahren S
15 KA 397/00 (L 6 KA 16/02) ergibt, in grÃ¶Ã�erem Umfang ambulante
Implantationen von Schrittmachersystemen durchgefÃ¼hrt werden, hat der KlÃ¤ger
ein berechtigtes Interesse an der alsbaldigen Feststellung, ob er die fachlichen
Voraussetzungen hierfÃ¼r erfÃ¼llt. Die SubsidiaritÃ¤t der Feststellungsklage steht
der Statthaftigkeit der Klage nicht entgegen, da der KlÃ¤ger anderenfalls abwarten
mÃ¼sste, ob die von ihm eingereichten Abrechnungen beanstandet werden, weil
eine Leistung, die er nicht erbringen darf, von ihm auch nicht abgerechnet werden
darf. Dieses Vorgehen dÃ¼rfte hingegen auch den Intentionen des Gesetzgebers
bzw. der Vertragspartner nicht entsprechen, da ganz im Vordergrund die
QualitÃ¤tssicherung steht, so dass alle Beteiligten ein Interesse daran haben, vor
DurchfÃ¼hrung der jeweiligen Eingriffe festzustellen, ob die erforderlichen
fachlichen Voraussetzungen vorliegen (zur ZulÃ¤ssigkeit einer Feststellungsklage in
dieser Konstellation vgl. auch LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 11. Mai 2005 L
11 KA 130/03 â�� verÃ¶ffentlicht in juris).

Der KlÃ¤ger hat jedoch keinen Anspruch auf die begehrte Feststellung. Er besitzt
nicht die erforderliche fachliche BefÃ¤higung im Sinne der zitierten Vorschriften,
insbesondere Â§ 14 AmbOP-V i.V.m. Â§ 4 Abs. 2 QualSichV. In der letztgenannten
Vorschrift ist folgendes geregelt:

"Ist fÃ¼r bestimmte Eingriffe gemÃ¤Ã� Â§ 115b SGB V Ã¼ber das Recht zum
FÃ¼hren einer Facharztbezeichnung hinaus nach den jeweils gÃ¼ltigen
Weiterbildungsordnungen der Erwerb einer Schwerpunktbezeichnung, einer
Fachkunde und/oder der Abschluss einer fakultativen Weiterbildung Voraussetzung,
kÃ¶nnen solche Eingriffe nur erbracht werden, wenn der erfolgreiche Abschluss
dieser zusÃ¤tzlichen Weiterbildung durch entsprechende Zeugnisse und/oder
Bescheinigungen nachgewiesen worden ist."

Zwar ist der KlÃ¤ger, der als Arzt fÃ¼r innere Medizin zur vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung zugelassen ist, unstreitig Facharzt im Sinne der genannten Vorschriften.
Er erfÃ¼llt jedoch nicht die weiteren fachlichen Voraussetzungen fÃ¼r ambulante
Herzschrittmacherimplantationen nach MaÃ�gabe der WBO, nach der diese zu
beurteilen sind.

Die ab 1. Januar 2004 gÃ¼ltige Regelung in Â§ 4 Abs. 2 QualSichV ist hinsichtlich
der fachlichen Anforderungen deutlicher als die frÃ¼her in Â§ 3 Abs. 3 QualSichV
getroffene Regelung, die die Passage "nach den jeweils gÃ¼ltigen
Weiterbildungsordnungen" noch nicht enthielt. Allerdings bedarf es dabei keiner
nÃ¤heren ErÃ¶rterung, inwieweit auf den KlÃ¤ger die zum Zeitpunkt der
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Entscheidung des Senats geltende Neuregelung in Â§ 4 oder die alte Regelung in Â§
3 Abs. 3 QualSichV Anwendung findet, d.h. ob es zu seinen Gunsten
Ã�bergangsregelungen (vgl. Â§ 15 QualSichV) gibt. Zwar ist die Formulierung in Â§
3 Abs. 3 QualSichV a. F. insoweit nicht eindeutig, als hinsichtlich der Frage, ob fÃ¼r
bestimmte Operationen Ã¼ber das Recht zum FÃ¼hren einer Facharztbezeichnung
hinaus weitere Voraussetzungen (Schwerpunktbezeichnung, Fachkunde etc.)
erforderlich sind, auf die jeweils gÃ¼ltigen Weiterbildungsordnungen Bezug
genommen werden soll. Dass dies auch nach der frÃ¼heren Regelung gemeint war,
ergibt sich jedoch schon daraus, dass weder in Â§ 115b SGB V selbst noch in den
genannten VertrÃ¤gen, die das NÃ¤here Ã¼ber ambulante Operationen und die
einzelnen Voraussetzungen regeln, Regelungen darÃ¼ber getroffen sind, ob
bestimmte Eingriffe Ã¼ber das FÃ¼hren einer Facharztbezeichnung hinaus weitere
Qualifikationen der genannten Art erfordern. Die Frage, ob derartige weitere
Qualifikationen Voraussetzung fÃ¼r bestimmte Operationen waren, war demnach
auch frÃ¼her bereits nach der WBO zu entscheiden, aus der sich ergibt, ob
bestimmte Eingriffe einer bestimmten Facharztgruppe insgesamt zuzuordnen sind,
oder ob die hierfÃ¼r erforderliche Qualifikation erst durch den Erwerb einer
Schwerpunktbezeichnung, Fachkunde etc. erworben wird. Diese Interpretation des
Â§ 3 Abs. 3 QualSichV a. F. steht auch in Einklang mit dem Urteil des BSG vom 26.
Juni 2002 (- B 6 KA 6/01 â�� SozR 3-2500 Â§ 115b Nr. 3). In diesem, einen als
praktischer Arzt zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassenen Arzt, der
berufsrechtlich als Facharzt fÃ¼r AnÃ¤sthesiologie anerkannt war, betreffenden Fall
hat das BSG dargelegt, dass es im Rahmen der genannten Vorschrift nicht
entscheidend sei, ob ein Arzt fÃ¼r ein bestimmtes Fachgebiet zur
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassen sei. MaÃ�geblich sei vielmehr die
"weitere berufsrechtliche Qualifikation nach dem Weiterbildungsrecht fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung ambulanter Operationen und dazugehÃ¶riger AnÃ¤sthesien." Dies
entspricht auch der sonstigen Rechtsprechung des BSG zur Frage der
ZugehÃ¶rigkeit von Leistungen zu einem bestimmten Fachgebiet. FÃ¼r die
Beurteilung, ob Leistungen fachzugehÃ¶rig oder fachfremd sind, ist danach darauf
abzustellen, welche Inhalte und Ziele der Weiterbildung fÃ¼r das jeweilige
Fachgebiet in der Weiterbildungsordnung genannt werden und in welchen
Bereichen eingehende Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten erworben werden
mÃ¼ssen. Die Inhalte werden in der jeweiligen WBO des Landes festgelegt und
kÃ¶nnen durch Richtlinien konkretisiert â�� aber nicht beschrÃ¤nkt â�� werden
(BSG, Urteil vom 8. September 2004 â�� B 6 KA 27/03 R â�� SozR 4-2500 Â§ 95 Nr.
7 mit Nachweisen zur stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG und zu einem
Kammerbeschluss des Bundesverfassungsgerichts). Wenn in den eingangs
genannten Vorschriften, so auch in Â§ 3 Abs. 1 QualSichV a. F., der
Facharztstandard festgeschrieben wird, d.h. Eingriffe nach Â§ 115b SGB V nur von
oder unter Assistenz von FachÃ¤rzten zu erbringen sind, ist damit ersichtlich die
BeschrÃ¤nkung der Leistungserbringung auf das jeweilige Fachgebiet des Arztes
gemeint, so dass auch die weitere Frage, ob fÃ¼r bestimmte Eingriffe Ã¼ber die
Facharztbezeichnung hinaus eine weitere Qualifikation erforderlich ist, sich
sinnvoller Weise nur nach der â�� dann ebenfalls nach der jeweiligen WBO zu
bestimmenden â�� FachgebietszugehÃ¶rigkeit eines bestimmten Eingriffes
bestimmen kann.
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Entscheidend fÃ¼r die fachliche BefÃ¤higung des KlÃ¤gers ist demnach, ob
Herzschrittmacherimplantationen zum Fachgebiet des Internisten gehÃ¶ren, oder
ob eine weiter gehende Qualifikation, insbesondere eine solche als Kardiologe im
Sinne der WBO, erforderlich ist.

Dies ist nach der zum Zeitpunkt der mÃ¼ndlichen Verhandlung gÃ¼ltigen WBO zu
beurteilen. Anders als im bisherigen Verfahrensverlauf geschehen, ist nÃ¤mlich zu
differenzieren zwischen der Frage der Qualifikation des KlÃ¤gers und der fÃ¼r den
Eingriff, hier die Herzschrittmacherimplantation, erforderlichen Qualifikation. Â§ 4
Abs. 2 QualSichV stellt hinsichtlich des Eingriffs ausdrÃ¼cklich auf die jeweils
gÃ¼ltige WBO ab und enthÃ¤lt damit eine dynamische Verweisung, ersichtlich, um
â�� dem Grundgedanken der QualitÃ¤tssicherung entsprechend â�� den jeweils
aktuellen QualitÃ¤tsstandard berÃ¼cksichtigen zu kÃ¶nnen, der sich in der WBO
widerspiegelt. FÃ¼r die Frage der Erforderlichkeit einer Ã¼ber die
Facharztqualifikation hinausgehenden Qualifikation fÃ¼r einen bestimmten Eingriff
kann es deshalb nicht maÃ�geblich sein, nach welcher Fassung der WBO der
jeweilige Arzt seine Weiterbildung absolviert hat. Abzustellen ist insoweit immer auf
die zum Zeitpunkt der Entscheidung gÃ¼ltige WBO. Bezogen auf die hier in
Betracht kommenden Fachgebiete ist dies die WBO 1996, da es in der WBO 2005
bisher keine Regelung fÃ¼r den Bereich der inneren Medizin gibt.
Dementsprechend ist die Regelung zu Nr. 13 der WBO 1996 (Innere Medizin) auch
mit dem Inkrafttreten der WBO 2005 nicht auÃ�er Kraft getreten (Â§ 21 WBO 2005).

Nach der WBO 1996 gehÃ¶ren Herzschrittmacherimplantationen nicht zum
Fachgebiet der Inneren Medizin (ohne Schwerpunkt). Hier ist unter Nr. 13 zu 1. die
"Elektrotherapie" lediglich bezogen auf die "Intensivmedizin" des Gebietes
erwÃ¤hnt. Bei dem "Schwerpunkt Kardiologie" ist zu 13.C. 5 als Spiegelstrich unter
1. u. a. erwÃ¤hnt die "Theorie und Praxis der Elektrotherapie von Herz-Kreislauf-
Erkrankungen einschlieÃ�lich der HerzrhythmusstÃ¶rungen sowie der
intensivmedizinischen Behandlung unter Einschluss der Defibrillation und
Schrittmachertherapie, ferner der Applikation von Schrittmachersonden". Damit ist
â�� unabhÃ¤ngig davon, ob man dies an dem Begriff der "Elektrotherapie", der
"Schrittmachertherapie" oder der "Applikation von Schrittmachersonden"
festmacht, und auch unabhÃ¤ngig davon, wie umfassend man den jeweiligen
Begriff, insbesondere die "Applikation von Schrittmachersonden" versteht, worauf
noch einzugehen sein wird, die Implantation eines Schrittmachers jedenfalls in
seinem Kernbereich dem Fachgebiet der Kardiologie zuzuordnen, ggf. in einem
Teilbereich der Chirurgie, nicht hingegen der allgemeinen inneren Medizin. Damit ist
nach der WBO 1996 der Erwerb einer zusÃ¤tzlichen Weiterbildung â�� zumindest
â�� in dem Schwerpunkt Kardiologie fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung ambulanter
Herzschrittmacherimplantationen erforderlich.

Ã�ber diese Qualifikation verfÃ¼gt der KlÃ¤ger nicht, da er weder im Sinne der
WBO 1996 eine anerkannte Weiterbildung im Schwerpunkt Kardiologie noch nach
der WBO 1985 im Teilgebiet Kardiologie nachgewiesen hat. Er hat zwar im Rahmen
seiner Weiterbildung zum Facharzt fÃ¼r innere Medizin nach den von ihm
vorgelegten Zeugnissen auch weitgehende Kenntnisse und FÃ¤higkeiten im Bereich
der Kardiologie erlangt. Dies reicht jedoch nicht aus. Wenn Â§ 4 Abs. 2 QualSichV
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den Nachweis der jeweils erforderlichen Weiterbildung durch entsprechende
Zeugnisse und/oder Bescheinigungen voraussetzt, kann damit nur das/die nach der
WBO zum Nachweis jeweils erforderliche Zeugnis/Bescheinigung gemeint sein. Nach
Â§ 11 Abs. 1 WBO 1996 darf eine Gebiets-, Schwerpunkt- oder Zusatzbezeichnung
fÃ¼hren, wer nach abgeschlossener Weiterbildung die Anerkennung durch die
Ã�rztekammer erhalten hat. Gleiches galt nach Â§ 8 Abs. 1 WBO 1995 fÃ¼r eine
Teilgebietsbezeichnung nach Â§ 4 WBO 1985.

Ob und wie es sich im Rahmen des Â§ 4 Abs. 2 QualSichV auswirkt, wenn ein Arzt
seine Weiterbildung nach einer frÃ¼her geltenden WBO abgeschlossen hat, nach
deren Inhalt der nunmehr einem anderen speziellen â�� Gebiet/Schwerpunkt etc.
zugeordnete Eingriff seinem Fachgebiet zugeordnet war, so dass er entsprechende
Fachkenntnisse erworben hat, ohne die aktuell erforderliche Qualifikation
nachweisen zu kÃ¶nnen, wÃ¤re nur dann von Bedeutung, wenn der in diese
Richtung zu interpretierende Vortrag des KlÃ¤gers zutrÃ¤fe. Dies ist im Ergebnis
jedoch nicht der Fall: Unstreitig hat der KlÃ¤ger die Qualifikation als Arzt fÃ¼r
innere Medizin im Sinne der WBO im August 1997 erlangt. Zu diesem Zeitpunkt galt
zwar bereits die WBO vom 16. Oktober 1996 (Amtsblatt Schleswig-
Holstein/Amtlicher Anzeiger 1996, S. 303), die gemÃ¤Ã� Â§ 3 am Tage nach der
VerÃ¶ffentlichung im Amtsblatt fÃ¼r Schleswig-Holstein in Kraft trat. Gleichzeitig
trat die WBO der Ã�rztekammer Schleswig-Holstein vom 13. MÃ¤rz 1985 (Amtsblatt
Schleswig-Holstein/Amtlicher Anzeiger 1985, S. 220), zuletzt geÃ¤ndert durch die
Satzung vom 23. MÃ¤rz 1994 (a.a.O. 1994, S. 131) auÃ�er Kraft. In Â§ 22 Abs. 2
WBO 1996 ist hingegen bestimmt, dass, wer vor In-Kraft-Treten dieser WBO die
Weiterbildung in einem Gebiet, einem Teilgebiet, oder in einem Bereich nach der
bisherigen WBO begonnen hat, diese nach der bisherigen WBO abschlieÃ�en darf.
Da nach der WBO 1985, hier Anlage I "Gebiete und Teilgebiete", Nr. 10 "Innere
Medizin" die Weiterbildungszeit sechs Jahre betrug, wobei allerdings bestimmte
Zeiten angerechnet werden konnten, muss die Weiterbildung des KlÃ¤gers vor In-
Kraft-Treten der WBO 1996 begonnen worden sein. Dass der KlÃ¤ger seine
Weiterbildung nach der WBO 1985 abgeschlossen hat, entspricht auch der Auskunft
der Ã�rztekammer Schleswig-Holstein gegenÃ¼ber dem Sozialgericht.

In der WBO 1985 findet sich in der Anlage, Abschnitt I Nr. 10, zunÃ¤chst eine
Definition, wonach die Innere Medizin die Erkennung und konservative Behandlung
u.a. der Erkrankungen des Herzens umfasst. NÃ¤heres zum Inhalt der Weiterbildung
ist in den AusfÃ¼hrungsbestimmungen zur WBO der Ã�rztekammer Schleswig-
Holstein entsprechend der Beschlussfassung der Kammerversammlung vom 9.
November 1988 und des Vorstandes der Ã�rztekammer Schleswig-Holstein vom 23.
November 1988 geregelt. Diese und nicht die von der Beklagten in der
BerufungsbegrÃ¼ndung angefÃ¼hrten AusfÃ¼hrungsbestimmungen aus 1979 sind
von ihrem Erlass an maÃ�geblich, jedenfalls bezogen auf Weiterbildungen, die, wie
diejenige des KlÃ¤gers, erst nach In-Kraft-Treten der Richtlinien, nÃ¤mlich offenbar
im Rahmen seiner TÃ¤tigkeit im Bundeswehrkrankenhaus, d.h. 1991, begonnen
wurden. In den AusfÃ¼hrungsbestimmungen 1988 ist unter I.10. "Innere Medizin",
hier zu 1.1 geregelt, dass Inhalt der Weiterbildung "Vermittlung, Erwerb und
Nachweis eingehender Kenntnisse und Erfahrungen in Ã�tiologie, Pathogenese und
Pathophysiologie der nichtinfektiÃ¶sen, infektiÃ¶sen, toxischen und neoplastischen
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(onkologischen) sowie der allergischen, immunologischen, metabolischen und
degenerativen Erkrankungen (Spiegelstrich 1) des Herzens" seien, dies (1.2) "in
Diagnostik, Differenzialdiagnostik, FrÃ¼herkennung und Rehabilitation dieser
Erkrankungen auch unter BerÃ¼cksichtigung der Besonderheiten in verschiedenen
Altersstufen einschlieÃ�lich der Erkennung und Bewertung psychosomatischer und
psychosozialer ZusammenhÃ¤nge. Dies beinhaltet die Kenntnis der
AussagemÃ¶glichkeiten der jeweiligen Verfahren einschlieÃ�lich ihrer Grenzen und
FehlermÃ¶glichkeiten. Soweit es sich um Laboratoriums-, EKG- und sonographische
Untersuchungen handelt, gehÃ¶ren dazu angemessene Kenntnisse Ã¼ber
Methoden und GerÃ¤te; dazu gehÃ¶ren: (1.2.2) EKG, auch mit definierter Belastung
( â�¦), Langzeit-EKG ( â�¦) Schrittmacherkontrolluntersuchungen und (1.3) in der
medikamentÃ¶sen, diÃ¤tetischen, physikalischen und psychosomatischen
Behandlung dieser Erkrankungen einschlieÃ�lich der Notfalltherapie und in der
allgemeinen und speziellen Nachsorge (Rehabilitation); dazu gehÃ¶ren: (1.3.5)
Therapie vital bedrohlicher ZustÃ¤nde, die Aufrechterhaltung und
Wiederherstellung bedrohter Vitalfunktionen mit den Methoden der Notfall- und
Intensivmedizin. Hierzu gehÃ¶ren auch Intubation und Beatmung,
Schockbehandlung, Schaffung zentraler ZugÃ¤nge, Defibrillation,
Schrittmacherbehandlung."

Die Wiedergabe der von den Beteiligten wiederholt zitierten Textpassagen in ihrem
Kontext ergibt zunÃ¤chst deutlich, dass unter Abschnitt I Nr. 10, Unterpunkt 1.1 das
Grundwissen Ã¼ber die ZusammenhÃ¤nge und UrsprÃ¼nge von Krankheiten der
verschiedenen in Spiegelstrichen aufgefÃ¼hrten Bereiche, u.a. des Herzens, in
Unterpunkt 1.2 die Diagnostik der damit im Zusammenhang stehenden
Erkrankungen im weiteren Sinne und in Unterpunkt 1.3 die Therapie angesprochen
ist. Dies bestÃ¤tigt zunÃ¤chst â�� was zwischen den Beteiligten im gesamten
Verfahren unstreitig gewesen und geblieben ist -, dass die im Unterpunkt 1.2.2
erwÃ¤hnten "Schrittmacherkontrolluntersuchungen" von der Implantation von
Schrittmachern zu unterscheiden sind, d.h. den Erwerb darauf bezogener
Kenntnisse im Rahmen der Weiterbildung des KlÃ¤gers nicht zu begrÃ¼nden
vermÃ¶gen. Da die Schrittmacherimplantation unstreitig der Therapie von
Herzerkrankungen, konkret HerzrhythmusstÃ¶rungen, dient, mÃ¼sste sich ein
entsprechender Ausbildungsinhalt als einer der Unterpunkte zu der Regelung in 1.3
finden. Soweit der KlÃ¤ger sich auf die insoweit allein in Betracht kommende zitierte
Passage zu 1.3.5 bezieht, weil hier "die Schrittmacherbehandlung" genannt ist, trifft
dies unter Beachtung des Regelungskontextes nicht zu. Die
Schrittmacherbehandlung wird nÃ¤mlich erlÃ¤uternd ("hierzu gehÃ¶ren")
angefÃ¼hrt als Beispiel der in dem genannten Unterpunkt angefÃ¼hrten "Therapie
vital bedrohlicher ZustÃ¤nde, die Aufrechterhaltung und Wiederherstellung
bedrohter Vitalfunktionen mit den Methoden der Notfall- und Intensivmedizin".
Hieraus lÃ¤sst sich ableiten, was auch zu den weiteren "Regelbeispielen" wie
Intubation und Beatmung, Schockbehandlung, Schaffung zentraler ZugÃ¤nge und
Defibrillation passt, dass in diesem Unterpunkt die Notfalltherapie angesprochen
wird, die auch unter 1.3 im Eingangssatz ausdrÃ¼cklich genannt ist. Dies bedeutet
zugleich, dass der Begriff der "Schrittmacherbehandlung" hier nicht, wie von dem
KlÃ¤ger angenommen, in seinem umfassenden Sinne gemeint ist, sondern, im
Gegenteil, beschrÃ¤nkt auf die Schrittmacherbehandlung im Notfall. Da es auch
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rein externe Schrittmacherbehandlungen gibt, kann der dahingehenden Auslegung
auch nicht entgegen gehalten werden, dass es fÃ¼r eine
"Schrittmacherbehandlung" ohne Implantation eines Schrittmachers keinen
Anwendungsfall gÃ¤be. Selbst wenn dies nicht der Fall sein sollte, d.h. es fÃ¼r eine
notfallmÃ¤Ã�ige "Schrittmachertherapie", die nicht Defibrillation ist, keinen
praktisch denkbaren Fall gÃ¤be bzw. es ihn 1988 noch nicht gab, wÃ¤re
entscheidend fÃ¼r die Auslegung des Weiterbildungsinhaltes gemÃ¤Ã� Abschnitt I
Nr. 10 zu 1.3.5, nicht die Formulierung von Behandlungsbeispielen, sondern die
grundsÃ¤tzliche Regelung in 1.3 und in Unterpunkt 1.3.5 hier Satz 1, die deutlich
fÃ¼r eine BeschrÃ¤nkung der in den Regelbeispielen genannten MaÃ�nahmen auf
die Notfallsituation spricht. Bei dieser Auslegung der genannten Vorschrift
beinhalten die AusfÃ¼hrungsbestimmungen auch keine unzulÃ¤ssige (vgl. BSG,
Urteil vom 8. September 2004 â�� B 6 KA 27/03 R â�� a.a.O.) â�� BeschrÃ¤nkung
der Regelungen der WBO. Hier ist nÃ¤mlich, wie dargelegt, in Abschnitt 1 unter Nr.
10 in der allgemeinen Definition lediglich die konservative Behandlung der
Erkrankungen des Herzens einschlieÃ�lich der Intensivmedizin dem Fachgebiet der
inneren Medizin zugeordnet.

Dem KlÃ¤ger kann auch nicht dahingehend gefolgt werden, dass die Implantation
von Schrittmachersystemen nach der WBO 1985 und den
AusfÃ¼hrungsbestimmungen hierzu keinem Fachgebiet und auch keinem
Schwerpunkt zugeordnet werden kÃ¶nne. So ist nach den
AusfÃ¼hrungsbestimmungen 1988 zu I. 10.4 "Teilgebiet: Kardiologie" Inhalt der
Weiterbildung "(1.) Vermittlung, Erwerb und Nachweis spezieller Kenntnisse und
Erfahrungen (1.2)" in der Therapie der zum Teilgebiet gehÃ¶renden
GesundheitsstÃ¶rungen geregelt; "dazu gehÃ¶ren: (1.2.4) Theorie und Praxis der
Elektrotherapie von Herz-Kreislauferkrankungen, Behandlung akuter
lebensbedrohlicher HerzrhythmusstÃ¶rungen, Intensivmedizin einschlieÃ�lich
kÃ¼nstlicher Beatmung, Defibrillation und Behandlung mit Schrittmachersystemen
und (1.2.5) Theorie und Praxis der Schrittmachertherapie einschlieÃ�lich
selbststÃ¤ndiger Applikation von Schrittmachersonden (mind. 50) sowie
SchrittmacherÃ¼berwachung".

Aus diesen Formulierungen wird â�� gerade im Unterschied zu den Regelungen
Ã¼ber das Fachgebiet der inneren Medizin insgesamt â�� deutlich, dass auch in der
Kardiologie die notfallmÃ¤Ã�ige Therapie â�� geregelt im Unterpunkt 1.2.4 â�� zum
Inhalt der Weiterbildung gehÃ¶rt, darÃ¼ber hinaus â�� unter Punkt 1.2.5 â�� aber
auch die Theorie und Praxis der Schrittmachertherapie insgesamt. Dem KlÃ¤ger ist
einzurÃ¤umen, dass die "Applikation von Schrittmachersonden" nicht die gesamte
Schrittmacherimplantation erfassen dÃ¼rfte, die typischerweise wohl unter
Beteiligung auch eines Chirurgen vorgenommen wird. Zumindest dÃ¼rfte dies eine
gebrÃ¤uchliche Praxis sein, wofÃ¼r auch eine Internet-Recherche Hinweise bietet.
FÃ¼r den dann verbleibenden Teil, nÃ¤mlich die Implantation der
Schrittmachertasche, fÃ¤nde sich â�� auch insoweit ist dem KlÃ¤ger zu folgen â��
in keinem der Weiterbildungsgebiete bzw. Schwerpunkte der
AusfÃ¼hrungsbestimmungen 1988 zur WBO 1985 eine ausdrÃ¼ckliche Regelung.
WÃ¼rde man die zitierten Passagen Ã¼ber den Inhalt der Weiterbildung im
Teilgebiet Kardiologie als auf die Applikation von Schrittmachersonden beschrÃ¤nkt
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ansehen, dÃ¼rften aber keine Probleme bestehen, den verbleibenden Teil der
Operation dem Gebiet Abschnitt I Nr. 5 "Chirurgie" zuzuordnen. In welchem Umfang
Schrittmacherimplantationen zum Teilgebiet der Kardiologie nach der WBO 1985
gehÃ¶rten, ist indessen fÃ¼r die Entscheidung des Rechtsstreits ohne Bedeutung
und bedarf deshalb keiner nÃ¤heren ErÃ¶rterung, da der KlÃ¤ger keine
Weiterbildung im Teilgebiet der Kardiologie nachgewiesen hat. Keinesfalls kÃ¶nnte
jedoch, sofern die Implantation der Schrittmachertasche und damit die komplette
Implantation von Schrittmachersystemen nicht einmal dem â�� spezielleren â��
Fachgebiet der Kardiologie zuzurechnen wÃ¤re, daraus eine umfassende Zuordnung
zu dem â�� allgemeineren â�� Fachgebiet der inneren Medizin gefolgert werden.

Auch ein RÃ¼ckgriff auf die WBO 1985 fÃ¼hrt damit nicht zu einem anderen
Ergebnis, so dass hier nicht nÃ¤her erÃ¶rtert werden muss, wie in einer solchen
Konstellation zu entscheiden wÃ¤re.

Da der KlÃ¤ger nach alledem nicht die fachlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
ambulante Herzschrittmacher-Implantation erfÃ¼llt, ist die Berufung der Beklagten
begrÃ¼ndet.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a SGG in Verbindung mit Â§ 154 Abs. 1
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 05.04.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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